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Überschussbeteiligung 

(BGer 9C_62/2022 vom 22.11.2022) 

Lehre aus dem Gerichtsentscheid  

Der Versicherungsnehmer verlangte nach Ablauf der gebundenen Vorsorge-

versicherung der Säule 3a eine höhere Überschussbeteiligung und berief 

sich dabei auf Vertragsänderung und alternativ auf enttäuschtes Vertrauen. 

Das Bundesgericht, das den Fall zu beurteilen hatte, verneinte den geltend 

gemachten Anspruch auf zusätzliche Überschussbeteiligung ohne lange 

Begründung. Die Rechtslage erwies sich als klar.  

Wenn es um grössere Beträge geht und Versicherungsleistungen erheblich 

tiefer als erwartet ausfallen, sind Versicherungsnehmer von Vorsorgever-

sicherungen gelegentlich auch ohne grosse Gewinnchancen bereit zu klagen, 

eventuell auch in der Absicht, auf diese Weise einen Vergleich zu erzwingen.  

Versicherungsunternehmen haben ein Interesse daran, Klagen von Ver-

sicherungsnehmern, selbst wenn sie von vornherein aussichtslos sind, zu 

vermeiden, denn auch sie verursachen Aufwand, der bei einem Obsiegen nicht vollständig 

ersetzt wird. Solche Klagen lassen sich dadurch vermeiden, dass bei Vertragsabschluss und 

während des Vertragsverhältnisses noch umfassender informiert und geeignete «Disclaimer» 

verwendet werden, damit eine an sich schon klare Rechtslage noch klarer wird.     

Sachverhalt 

Der Versicherungsnehmer schloss mit dem Le-

bensversicherer eine «Gemischte Versicherung 

mit Überschussbeteiligung» für eine Laufzeit 

von 28 Jahren mit Beginn am 1. Januar 1991 

und Ablauf am 1. Januar 2019 ab (gebundene 

Vorsorgeversicherung der Säule 3a).  

Versichert wurden im Rahmen der Hauptversi-

cherung ein Todesfallkapital oder ein Erlebens-

fallkapital von je CHF 500'000.- sowie im Rah-

men von Zusatzversicherungen ein weiteres To-

desfallkapital von CHF 500'000.- und eine vier-

teljährliche Rente von CHF 21'000.- im Fall der 

Erwerbsunfähigkeit infolge Krankheit oder Un-

fall bis längstens 1. Januar 2019. 

Bei Vertragsablauf am 1. Januar 2019 richtete 

der Lebensversicherer dem Versicherungsneh-

mer Leistungen von insgesamt CHF 550'694.20 

aus. Dieser Betrag setzte sich zusammen aus 

dem Kapital im Erlebensfall von CHF 500'000.- 

und einer Überschussbeteiligung von CHF 

50'694.20.  

Der Versicherungsnehmer erhob 2020 Klage vor 

dem Sozialversicherungsgericht des Kantons 

Zürich mit dem Antrag, es sei ihm eine zusätz-

liche Überschussbeteiligung von CHF 435'000.- 

nebst Zins auszuzahlen. Das kantonale Gericht 

wies die Klage 2021 ab. Daraufhin reichte der 

Versicherungsnehmer eine Beschwerde beim 

Bundesgericht ein, die 2022 ebenfalls abgewie-

sen wurde.   

Überschussbeteiligung 

Wenn die Versicherungsprämien vorsorglich in 

der Weise ausgestaltet werden, dass sie den 

tatsächlichen Risiko- und Kostenbedarf über-

steigen, und sich daraus ein Gewinn zugunsten 

des Versicherungsunternehmens ergibt, kann 

der Versicherungsnehmer im Rahmen der Über-

schussbeteiligung an diesem Gewinn beteiligt 

werden. Dabei wird dem Versicherungsnehmer 

bereits bei Vertragsabschluss neben der Todes- 

oder Erlebensfallleistung eine zusätzliche Leis-

tung in Form der sogenannten Überschussbetei-

ligung zugesichert. Im Zeitpunkt des Vertrags-

abschlusses kann die Höhe der Überschussbe-

teiligung zwar nicht exakt beziffert werden, hin-

gegen wird dem Versicherungsnehmer anhand 

von Modellrechnungen aufgezeigt, wie sich die 

Werte im Rahmen von realistischen Einschät-

zungen grundsätzlich entwickeln könnten (BGer 

9C_62/2022 E. 3.2 mit Verweis auf BGE 140 II 

16 E. 2.2). 
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Bei der Lebensversicherung ausserhalb der 

zweiten Säule besteht keine gesetzliche Ver-

pflichtung, den Versicherungsnehmer an den 

Überschüssen zu beteiligen. Damit hängt eine 

Überschussbeteiligung in diesem Bereich von 

einer entsprechenden Zusage des Versiche-

rungsunternehmens ab. Zusätzlich ist erforder-

lich, dass Überschüsse tatsächlich erwirtschaf-

tet werden. Überschüsse werden erwirtschaftet, 

wenn die Erträge die Aufwendungen eines Ver-

sicherungsportfolios übersteigen. Dabei können 

die entsprechenden Überschüsse aus Zins-, Ri-

siko- und Kostenüberschüssen entstehen (BGer 

9C_62/2022 E. 3.3 mit Verweisen).  

Keine Zusatzvereinbarung 

Es geht vorliegend um einen Vertrag über die 

gebundene Vorsorgeversicherung der Säule 3a 

nach Art. 82 Abs. 2 BVG und Art. 1 Abs. 1 lit. a 

BVV 3. Ein solcher Vorsorgeversicherungsver-

trag untersteht dem VVG sowie den Bestim-

mungen des OR über das Zustandekommen von 

Verträgen (Art. 1 ff. OR).  

Ob und in welcher Höhe ein Anspruch auf Über-

schussbeteiligung besteht, beruht ausserhalb 

der zweiten Säule auf einer entsprechenden 

Vereinbarung zwischen den Parteien. Versiche-

rungsverträge können formfrei abgeschlossen 

werden. Dies gilt auch für die Vereinbarung ei-

ner Überschussbeteiligung.  

Im vorliegenden Fall steht fest, dass zwischen 

den Parteien eine Überschussbeteiligung ver-

einbart wurde. Streitig ist hingegen deren Höhe. 

Der Versicherungsnehmer macht geltend, es sei 

nach Vertragsabschluss im Rahmen von Ge-

sprächen eine Zusatzvereinbarung betreffend 

die Überschussbeteiligung zustande gekommen 

bzw. eine entsprechende Zusicherung abgege-

ben worden. Es sei ihm nämlich anlässlich einer 

Besprechung ein Schreiben des Generalagenten 

des Versicherungsunternehmens vom 14. März 

1991 ausgehändigt worden, in welchem die 

Überschussbeteiligung per 1. Januar 2019 auf 

CHF 485'000.- beziffert worden sei.  

Das Bundesgericht widerspricht der Argumenta-

tion des Versicherungsnehmers und lehnt eine 

(nachträgliche) Zusicherung einer Überschuss-

beteiligung in bestimmter Höhe ab. Die Erwä-

gung des kantonalen Gerichts, der tatsächliche 

Wille der Parteien sei feststellbar und sie seien 

sich darüber einig gewesen, dass die Über-

schussbeteiligung nicht im Voraus bestimmt 

werden könne, sei weder willkürlich noch sonst-

wie bundesrechtswidrig. Dem Nachtrag zu den 

Versicherungsbedingungen sei zu entnehmen, 

dass die Berechnung der Überschussbeteiligung 

auf den Ergebnissen, welche auf den effektiven 

Kosten der versicherten Risiken erzielt wurden, 

basiere, sowie auf den finanziellen Ergebnissen 

des Versicherungsunternehmen. Zudem sei das 

erwähnte Schreiben des Generalagenten an ei-

nen Agenten des Lebensversicherers gerichtet 

gewesen. Es habe sich deshalb um ein internes 

Dokument gehandelt. Selbst wenn dieses 

Schreiben anlässlich einer Besprechung dem 

Versicherungsnehmer ausgehändigt worden 

sein sollte, mache dies das Schreiben nicht zu 

einer Zusicherung gegenüber dem Versiche-

rungsnehmer (BGer 9C_62/2022 E. 4.1).  

Die Ausführungen des Bundesgerichts sind m.E. 

überzeugend. Die exakte Höhe der Überschuss-

beteiligung lässt sich definitionsgemäss nicht im 

Voraus mit Sicherheit bestimmen. Sie hängt 

von zukünftigen wirtschaftlichen Faktoren ab. 

Beträge der Überschussbeteiligung, die der Le-

bensversicherer während dem Vertragsverhält-

nis gegenüber dem Versicherungsnehmer er-

wähnt, müssen dementsprechend grundsätzlich 

als bloss unverbindliche Modellrechnungen ver-

standen werden (vgl. BGer 9C_62/2022 E. 3.2). 

Trotzdem ist es in der Praxis empfehlenswert, 

angemessene «Disclaimer» in die Versiche-

rungsunterlagen aufzunehmen. Lebensversi-

cherer sollten gegenüber den Versicherungs-

nehmern bei Vertragsabschluss und während 

des Vertragsverhältnisses verdeutlichen, dass 

es sich bei der Überschussbeteiligung nicht um 

einen betragsmässig vorbestimmten Leistungs-

anspruch handelt.  

Keine Vertrauenshaftung 

Der Versicherungsnehmer macht alternativ gel-

tend, er habe nach Treu und Glauben davon 

ausgehen dürfen, dass er bei Ablauf der Versi-

cherung am 1. Januar 2019 ein Erlebensfallka-

pital erhalten werde, das eine jährliche Alters-

rente von rund 60 % des letzten Erwerbsein-

kommens von CHF 80'000.- pro Jahr nach ein-

getretener Pensionierung absichert. Dieses 

Leistungsziel entspreche dem verfassungs-

rechtlichen Leistungsziel der beruflichen Vor-

sorge (Fortsetzung der gewohnten Lebenshal-

tung in angemessener Weise; vgl. Art. 113  

Abs. 2 lit. a BV) und der Lebensversicherer habe 

um die fehlende obligatorische berufliche Vor-

sorge des Versicherungsnehmers gewusst. Des-

halb bestehe ein Anspruch auf eine Überschuss-

beteiligung von (mindestens) CHF 485'000.-, 

entsprechend dem erwähnten Leistungsziel der 

beruflichen Vorsorge.    

Das Bundesgericht verwirft diesen Einwand des 

Versicherungsnehmers als nicht stichhaltig. 

Selbst wenn der Lebensversicherer um die feh-

lende obligatorische berufliche Vorsorge des 

Versicherungsnehmers gewusst habe, könne 

daraus nicht automatisch gefolgert werden, 
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dass mit der vorliegenden Police das Leistungs-

ziel der beruflichen Vorsorge für das Risiko Alter 

erreicht werden müsse. Der Lebensversicherer 

sei im Zeitpunkt des Vertragsabschlusses dem-

entsprechend auch nicht verpflichtet gewesen, 

den Versicherungsnehmer speziell auf die dro-

hende Lücke im Vorsorgeschutz aufmerksam zu 

machen. Einer möglichen Vertrauenshaftung 

des Lebensversicherers sei damit die Grundlage 

entzogen. Zudem sei auch gar nicht erstellt, 

dass der Versicherungsnehmer im Rahmen der 

gebundenen Vorsorge überhaupt in der Lage 

gewesen wäre, die für einen ausgedehnteren 

Versicherungsschutz notwendigen höheren Prä-

mien zu bezahlen, ohne die zulässigen Maximal-

beträge von Art. 7 Abs. 1 BVV 3 zu überschrei-

ten (BGer 9C_62/2022 E. 4.2). 

Die Ausführungen des Bundesgerichts sind m.E. 

überzeugend. Vertrauenshaftung besteht, wenn 

schutzwürdiges Vertrauen geweckt und danach 

in pflichtwidriger Weise enttäuscht wird. Im vor-

liegenden Fall scheitert die Vertrauenshaftung 

schon daran, dass keine rechtliche Sonderver-

bindung zwischen Versicherungsnehmer und 

Lebensversicherer bestand, aus welcher sich 

auf Treu und Glauben beruhende Schutz- und 

Aufklärungspflichten hätten ergeben können 

(vgl. Gauch/ Schluep/Schmid, OR AT I, 2020, 

Rz. 982f).  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Deshalb musste der Lebensversicherer den Ver-

sicherungsnehmer auch nicht auf ein künftiges 

Leistungsdefizit im Vergleich zum Leistungsziel 

der beruflichen Vorsorge hinweisen. Aus Sicht 

des Lebensversicherers erscheint es gleichwohl 

sinnvoll, falsche Erwartungen von Versiche-

rungsnehmern, soweit diese erkennbar sind, 

durch geeignete «Disclaimer» von vornherein 

zu vermeiden, um so unnötigen Aufwand einzu-

sparen.    

Abkürzungen 

BGE Bundesgerichtsentscheid 

BGer Bundesgericht 

BV Bundesverfassung 

BVG Bundesgesetz über die berufliche Al-

ters-, Hinterlassenen- und Invaliden-

vorsorge von 1982 

BVV 3 Verordnung über die steuerliche Ab-

zugsberechtigung für Beiträge an aner-

kannte Vorsorgeformen von 1985 

OR Schweizerisches Obligationenrecht 

VVG Bundesgesetz über den Versicherungs-

vertrag von 1908 
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